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Voranschlag 2020

Ein starker Wissensplatz braucht 
eine nachhaltige Finanzierung

«Ich beschäftige 

mich nicht mit dem, 

was getan worden ist. 

Mich interessiert, 

was getan werden 

muss!» Dieses Zitat 

stammt von der be-

rühmten Naturwis-

senschaftlerin Marie Skłodowska-Curie. 

Ihre Worte sind Zeichen ihres unbändi-

gen Willens, nach vorne zu blicken und 

mit Forschung die Zukunft zu gestal-

ten. An die Zukunft denken sollte auch 

die Politik, wenn es um die Rahmenbe-

dingungen für Bildung, Forschung und  

Innovation (BFI) in der Schweiz geht.

Das eidgenössische Parlament bewies im 

Jahr 2016 Weitsicht, als es im Rahmen der 

BFI-Botschaft 2017–2020 zusätzliche In-

vestitionen beschloss. Der Fokus lag auf 

der Ausbildung von Nachwuchs für Wis-

senschaft, Wirtschaft und Gesellschaft 

und der Stärkung der Innovationskraft 

in vielversprechenden Forschungszwei-

gen. Doch heute – drei Jahre später – ist 

das Parlament im Voranschlag 2020 zum 

wiederholten Mal mit Sparmassnahmen 

im BFI-Bereich konfrontiert. Mit Kür-

zungen der finanziellen Mittel bremst 

der Bundesrat die Pläne des Parlaments 

und erschwert die Zielerreichung der 

BFI-Akteure.

2020 ist ein Schlüsseljahr! Das letz-

te Jahr der aktuellen Förderperiode ist 

die Grundlage, auf der das neue Parla-

ment aufbauen und die Schwerpunkte im  

Rahmen der BFI-Botschaft 2021-2024 

festlegen kann. Wenn wir im Voran-

schlag 2020 über die beantragten Kom-

promisse bei der BFI-Finanzierung ent-

scheiden, gilt es also den Blick nach 

vorne zu richten.

Ursula Schneider Schüttel,

Nationalrätin,

Mitglied Politikerteam FUTURE

Editorial

Blicken wir  
nach vorne! 

News N° 70

Aktuell herrscht in der Finanzierung 
von Bildung, Forschung und Innovation 
(BFI) ein Auf und Ab: Nachdem das Par-
lament die Investitionen in den Bundes-
beschlüssen zur BFI-Botschaft 2017-2020 
aufgestockt hatte, vollzog der Bundes-
rat Querschnittskürzungen für die Jahre  
2018-2020. Daher sind im Voranschlag 
2020 für den BFI-Bereich rund 127 Mio. 
Franken weniger eingeplant als ursprüng-
lich vom Parlament beschlossen. Die  
Finanzkommissionen (FK) der beiden Räte 
bieten Hand zur Korrektur in der Höhe von 
rund 100 Millionen Franken. Das neue Par-
lament hat es in der Hand, den Wissens-
platz Schweiz nachhaltig zu fördern.

In den letzten Jahren herrschte in der Finan-
zierung von Bildung, Forschung und Inno-
vation (BFI) durch den Bund ein Auf und Ab: 
Auf Aufstockungen der finanziellen Mittel 
durch das Parlament reagierte der Bundesrat 
mit Querschnittskürzungen. Anschliessend 
korrigierte das Parlament die Budgets für die 
Jahre 2018 und 2019 wieder nach oben. Diese 
kurzfristigen Anpassungen erschweren die 
Planbarkeit der Hochschulen und der Orga-
nisationen der Forschungs- und Innovati-
onsförderung. Damit sie die Lehre ausbau-

en, zukunftsträchtige Forschungsbereiche 
erschliessen sowie neue Förderinstrumente 
entwickeln können, sind sie auf eine nach-
haltige Investitionspolitik angewiesen. Nur 
mit Kontinuität und langfristigem Engage-
ment können sie ihre Ziele erreichen.

Im Voranschlag 2020 ist die Ausgangsla-
ge ähnlich wie in den Vorjahren: In seinem 
Budgetentwurf setzte der Bundesrat die  
finanziellen Mittel für den BFI-Bereich rund 
127 Mio. Franken tiefer an, als das Parlament 
in den Bundesbeschlüssen zur Botschaft 
zur Förderung von Bildung, Forschung und 
Innovation in den Jahren 2017-2020 ur-
sprünglich geplant hatte. Die Regierung 
begründet diese Querschnittskürzungen 
im Umfang von rund 3% mit einer Teue-
rungskorrektur. In den Vorjahren entschied 
die Mehrheit des Parlaments, dass dieses  
Argument der Teuerung nicht ausreichend 
ist, um Kürzungen in diesem Umfang zu 
rechtfertigen. Auch im Rahmen des Voran-
schlags 2020 liegen den beiden Räten er-
neut Anträge aus den Finanzkommissio-
nen vor, um die Querschnittskürzungen 
des Bundesrates gezielt zu korrigieren und  
damit die Planungen der BFI-Akteure im 
kommenden Jahr zu ermöglichen.

Abstimmungsempfehlungen des Netzwerks FUTURE

Das Netzwerk FUTURE empfiehlt, im Voranschlag 2020 die Finanzierung im  
BFI-Bereich zu korrigieren und in folgenden Positionen die Anträge der FK-S sowie  
die Anträge der Minderheiten I, II und III der FK-N zu unterstützen: 

A231.0181: Finanzierungsbeitrag an ETH-Bereich
A231.0261: Grundbeiträge an die kantonalen Universitäten
A231.0263: Grundbeiträge an die Fachhochschulen
A231.0272: Institutionen der Forschungsförderung, Grundbeitrag SNF
A231.0272: Institutionen der Forschungsförderung, Grundbeitrag Akademien der  
	 Wissenschaften Schweiz

Im Weiteren unterstützt das Netzwerk FUTURE die Anträge der FK-S sowie der Minder-
heiten I und II der FK-N für die Aufstockung der finanziellen Mittel zugunsten der Be-
rufsbildung (A231.0259), Ausbildungsbeiträge (A231.0264), Weiterbildung (A231.0268) 
und für Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung (A231.0273).



Betäubungsmittelgesetz

Dank Wissenschaft faktenbasiert entscheiden
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Entscheide liegen beim Parlament
Mit 9 zu 2 Stimmen beantragt die Finanz-
kommission des Ständerates (FK-S), die 
finanziellen Mittel für den BFI-Bereich 
insgesamt um 99,1 Mio. Franken aufzu-
stocken. Im ETH-Bereich sollen zusätz-
lich 30 Mio. Franken gesprochen wer-
den. Die Grundbeiträge der kantonalen 
Universitäten sollen um 20 Mio. Franken 
und diejenigen der Fachhochschulen um 
15 Mio. Franken höher ausfallen. Für den 
Schweizerischen Nationalfonds (SNF)  
beantragt die Kommission eine Korrek-
tur um 15 Mio. Franken. Im Weiteren be-
antragt die FK-S Aufstockungen der fi-
nanziellen Mittel für die Berufsbildung  
(+15 Mio. Franken), für Ausbildungsbei-
träge (+0,8 Mio. Franken), Weiterbildung 
(+0,2 Mio. Franken) und Forschungsein-
richtungen von nationaler Bedeutung 
(+3,2 Mio. Franken). 

Die Kommission für soziale Sicherheit 
und Gesundheit des Nationalrats (SGK-N) 
lehnt wissenschaftliche Pilotversuche 
mit Cannabis ab. Die Kommission sprach 
sich in der Schlussabstimmung mit 11 zu 
11 Stimmen bei 2 Enthaltungen und Stich-
entscheid des Präsidenten knapp gegen 
die Einführung eines Experimentierarti-
kels im Betäubungsmittelgesetz (BetmG) 
aus. Zuvor hatte die SGK-N Eintreten auf 
die Vorlage beschlossen und anschlies-
send im Juli 2019 einen Bericht über den 
Jugendschutz im Bereich des Cannabis-
konsums in Auftrag gegeben. Die Ableh-
nung des neuen Artikels für Pilotversu-
che erfolgte nach Kenntnisnahme dieses 
Berichtes. Aufgrund der ablehnenden 
Haltung der Kommission muss das Ple-
num des Nationalrats in der Wintersessi-
on 2019 entscheiden, ob es auf die Geset-
zesvorlage eintreten will oder nicht.

Eine knappe Mehrheit der nationalrätli-
chen Finanzkommission (FK-N) sprach 
sich gegen eine gezielte Korrektur die-
ser Kürzungen aus. Hingegen beantragt 
sie eine Umlagerung der vom Bundesrat 
geplanten Investitionen: So sollen bei 
den Institutionen der Forschungsför-
derung zusätzlich 15,5 Mio. Franken ge-
strichen werden und im Gegenzug in die 
höhere Berufsbildung fliessen. Dem Na-
tionalrat liegen aber zwei Minderheits-
konzepte seiner Kommission vor: Eine  
Minderheit  I der FK-N schlägt die glei-
chen Korrekturen vor wie ihre Schwester- 
kommission – eine Aufstockung um ins-
gesamt 99,1 Mio. Franken, wobei die  
Priorität bei den Hochschulen liegt. Eine 
Minderheit II schlägt ein Konzept vor, das 
die effektiv angefallene Teuerung für den 
BFI-Bereich berücksichtigt und alle Kre-
dite linear um ingesamt 101,1 Millionen 

korrigiert. Eine Minderheit III der FK-N 
beantragt ausserdem eine Aufstockung 
der finanziellen Mittel für die Akademien 
der Wissenschaften Schweiz.

Kontinuität auch ab 2021 notwendig
Diese gezielten Korrekturen der FK-S 
und der Minderheiten der FK-N im Bud-
get 2020 gewährleisten für die BFI-Ak-
teure eine nachhaltige Förderung im 
letzten Jahr der Vierjahresperiode 2017-
2020. Kontinuität ist jedoch über diese  
Periode hinaus gefragt. Damit sich der 
Wissensplatz Schweiz in Zukunft weiter-
hin an der Weltspitze behaupten kann, 
sind die Hochschulen und Institutionen 
von Forschung und Innovation ab 2021 
auf eine verlässlichere Investitionspoli-
tik angewiesen. Im kommenden Jahr wer-
den Bundesrat und Parlament mit der BFI-
Botschaft 2021-2024 die Weichen stellen.

Fakten zum Cannabiskonsum
Der Bundesrat verfolgt mit der Gesetzes-
vorlage das Ziel, während einer begrenz-
ten Dauer von zehn Jahren Forschungs-
studien zum Konsum von Cannabis 
zuzulassen. Das heutige Gesetz verbietet 
solche Versuche mit Betäubungsmitteln. 
Ein Experimentierartikel würde wissen-
schaftliche Studien zulassen, in denen 
interessierte Städte und Gemeinden unter 
Einhaltung strenger Rahmenbedingun-
gen kontrolliert Cannabis an Versuchs-
teilnehmende abgeben. Solche Studien 
können wissenschaftliche Grundlagen 
liefern, um faktenbasiert entscheiden zu 
können, wie in Zukunft der Konsum von 
Cannabis reguliert werden soll.

Hochschulen begrüssen Artikel
Die Rektorenkonferenz der schweize-
rischen Hochschulen swissuniversities 
begrüsst die Einführung eines Experi-

mentierartikels im BetmG. Sie ist der 
Überzeugung, dass wissenschaftliche 
Grundlagen den politischen Entschei-
dungsträgern dienen, um faktenbasierte 
Entscheide über Regulierungen zu tref-
fen. Die Schweizer Hochschulen sind der 
Ansicht, dass die strikten Bedingungen 
für die Durchführung von Pilotversu-
chen in der vorliegenden Gesetzesvorla-
ge ausreichend sind. Gemäss Vorlage des 
Bundesrates sollen nur Personen ab 18 
Jahren, die Cannabis konsumieren, an Pi-
lotversuchen teilnehmen können. Studi-
enleitungen sind zudem verpflichtet, die 
gesundheitlichen Auswirkungen auf die 
Teilnehmenden zu überwachen. Pilotver-
suche würden nur bewilligt, wenn sie es 
erlauben, Erkenntnisse über die Auswir-
kungen von Massnahmen im Umgang mit 
Betäubungsmitteln zu gewinnen – nicht 
zuletzt im Bereich des Jugendschutzes.
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SPK-S gegen Begrenzungsinitiative
Mit 11 zu 2 Stimmen sprach sich die 
Staatspolitische Kommission des Stän-
derates (SPK-S) gegen die Volksinitiative 
«Für eine massvolle Zuwanderung» (Be-
grenzungsinitiative) aus. In der Winter-
session wird das Plenum des Ständerates 
darüber entscheiden. Die Begrenzungs-
initiative fordert die Kündigung der Per-
sonenfreizügigkeit und gefährdet damit 
die bilateralen Beziehungen zwischen 
der Schweiz und der Europäischen Union. 
Die Hochschulen und Organisationen von 
Forschung und Innovation lehnen die Ini-
tiative daher ab.

ETH-Bereich: neues Institut für 
Umwelt und Nachhaltigkeit
Der ETH-Rat plant die Schaffung eines 
neuen Instituts im Bereich Umwelt und 
Nachhaltigkeit. Dieses soll mit interna-
tionaler Spitzenforschung zu Lösungen 
für drängende gesellschaftliche Fragen 
wie Klimawandel oder nachhaltige Res-
sourcennutzung beitragen. In diesem 
Kontext sollen die beiden bestehenden 
Forschungsanstalten WSL (Forschungs-
anstalt für Wald, Schnee und Landschaft) 
und Eawag (Wasserforschungsinstitut) 
mittelfristig zusammengeführt werden. 
In den kommenden Monaten wird eine 
Arbeitsgruppe die Ausrichtung der For-
schungsaktivitäten des neuen Instituts 
erarbeiten.  

FK-S lehnt zusätzliche Wirkungs-
messung im BFI-Bereich ab
Mit 12 zu 0 Stimmen beantragt die Fi-
nanzkommission des Ständerates (FK-S) 
ihrem Rat, eine Motion ihrer Schwester-
kommission für die Einführung einer zu-
sätzlichen Wirkungsmessung der ein-
gesetzten finanziellen Mittel im Bereich 
Bildung, Forschung und Innovation (BFI) 
abzulehnen. Die Mitglieder der FK-S sind 
der Ansicht, dass die zahlreichen beste-
henden Instrumente zur Evaluation aus-
reichen. In der Herbstsession hatte der 
Nationalrat dieser Motion zugestimmt.

APK-N: keine Verknüpfung von  
Kohäsionsmilliarde und Erasmus+ 
Ein Kredit für die Assoziierung der 
Schweiz am Europäischen Bildungs-
programm Erasmus+ ab 2021 soll keine  
Bedingung sein für die Bewilligung des 
zweiten Schweizer Beitrags zur Verrin-
gerung der wirtschaftlichen und sozia-
len Ungleichheiten in der erweiterten EU 
(Kohäsionsmilliarde). Dies entschied die 
Aussenpolitische Kommission des Natio- 
nalrats (APK-N) mit 13 zu 11 Stimmen. 
Eine Minderheit der APK-N fordert wei-
terhin eine Verknüpfung der Kohäsions-
milliarde mit der europäischen Zusam-
menarbeit im Bereich Bildung, Forschung 
und Kultur. Der Ständerat hatte dies in 
der Sommersession 2019 abgelehnt.

Teilrevision des FIFG soll Innovati-
onsförderung flexibilisieren
Die Innovationsförderung in der Schweiz 
soll flexibler werden. Zu diesem Zweck er-
öffnete der Bundesrat die Vernehmlassung 
für eine Teilrevision des Bundesgesetzes 
über die Förderung der Forschung und der 
Innovation (FIFG). Die Revision sieht vor, 
dass die Innosuisse ab 2021 mehr Spiel-
raum hat, indem die Beiträge des Bundes 
und der an Innovationsprojekten betei-
ligten Unternehmen flexibler bemessen 
werden. Auch Jungunternehmen sollen 
stärker gefördert werden. Die Vernehm-
lassung läuft bis am 20. Dezember 2019. 

THE-Ranking 2020:  
elf Schweizer Unis aufgeführt
In der Rangliste der weltweit besten 
Hochschulen 2020 von Times Higher 
Education (THE) sind elf Schweizer Uni-
versitäten aufgeführt. Die ETH Zürich 
belegt den 13. Rang und die EPFL nimmt 
den Platz 38 ein. Es folgen die Universi-
täten Zürich (90), Basel (98), Bern (113), 
Genf (144) und Lausanne (198). Die Uni-
versitäten Freiburg und der italienischen 
Schweiz rangieren auf den Plätzen 301-
350. Die Universität St. Gallen wurde in 
der Spanne 401-500 klassiert; die Univer-
sität Neuenburg liegt im Bereich 501-600.

BFI-Botschaft 2021-2024:  
Wachstum von 2,1 bis 2,5 Prozent
Der Vorsteher des Departements für Wirt-
schaft, Bildung und Forschung (WBF), 
Bundesrat Guy Parmelin, informierte 
über Eckwerte der Botschaft zur Förde-
rung von Bildung, Forschung und Innova-
tion (BFI) in den Jahren 2021-2024. Dem-
nach will der Bundesrat den BFI-Bereich 
weiterhin prioritär behandeln. Er hat 
für die Ausarbeitung der BFI-Botschaft 
ein jährliches Wachstum der finanziel-
len Mittel von 2,1 bis 2,5 Prozent festge-
legt. Das Wachstum hängt unter anderem 
vom Finanzbedarf für die allfällige Teil-
nahme der Schweiz an den Bildungs- und 
Forschungsprogrammen der EU ab 2021 
ab. Der Bundesrat wird die BFI-Botschaft 
2021-2024 im ersten Quartal 2020 an das 
Parlament überweisen.

Nobelpreis für Physik geht an zwei 
Schweizer Forscher
Der Nobelpreis für Physik 2019 geht zur 
Hälfte an die beiden Schweizer Astro-
nomen Michel Mayor und Didier Queloz; 
die andere Hälfte wurde dem Kosmologen 
James Peebles aus Kanada/USA verlie-
hen. Die drei Forscher erhielten den Phy-
sik-Nobelpreis für ihre Verdienste zum 
Verständnis des Universums. Die beiden 
Schweizer sind an der Universität Genf 
tätig und entdeckten 1995 den ersten Pla-
neten ausserhalb des Sonnensystems, der 
um einen sonnenähnlichen Stern kreist. 

in kürze
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